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§ 9. (1) bis (4) ... § 9. (1) bis (4) ... 
(5) Der Direktor oder die Direktorin hat insbesondere folgende Aufgaben: (5) Der Direktor oder die Direktorin hat insbesondere folgende Aufgaben: 

 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
 4. Erstellung des Unternehmenskonzeptes, der Planungs- und 

Steuerungsdokumente sowie der Berichte (§§ 13 bis 15); 
 4. Erstellung der Planungs- und Steuerungsdokumente sowie der Berichte 

(§§ 14 und 15); 
 5. ...  5. ... 

(6) und (7) ... (6) und (7) ... 
§ 11. (1) bis (5) ... § 11. (1) bis (5) ... 
(6) Der Aufsichtsrat hat zumindest vier Mal pro Jahr in 

Aufsichtsratssitzungen zusammenzutreten. Er hat folgende Aufgaben: 
(6) Der Aufsichtsrat hat zumindest vier Mal pro Jahr in 

Aufsichtsratssitzungen zusammenzutreten. Er hat folgende Aufgaben: 
 1. ...  1. ... 
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 2. Prüfung des Vorschlages der sowie Beschlussfassung über die 

Geschäftsordnung für das BIFIE und Vorlage derselben an das 
zuständige Regierungsmitglied zur Kenntnis; 

 2. Prüfung des Vorschlages der sowie Beschlussfassung über die 
Geschäftsordnung für das BIFIE und Vorlage derselben an das 
zuständige Regierungsmitglied zur Kenntnis; 

 3. Prüfung und Genehmigung des Unternehmenskonzeptes und des 
Dreijahresplanes sowie Weiterleitung derselben an das zuständige 
Regierungsmitglied zur Genehmigung; 

 

 4. Prüfung und Genehmigung des Jahresplanes und des Jahresberichtes 
sowie Prüfung der laufenden Quartalsberichte; 

 4. Prüfung und Genehmigung des Übergangsplanes und des Jahresberichtes 
sowie Prüfung der laufenden Quartalsberichte; 

 5. bis 10. ...  5. bis 10. ... 
(6a) und (7) ... (6a) und (7) ... 
§ 12. (1) und (1a) ... § 12. (1) und (1a) ... 
(2) Der Beirat sichert das nationale und internationale wissenschaftliche 

Niveau. Er berät die Organe des BIFIE in der Wahrnehmung aller gesetzlichen 
Aufgaben, insbesondere bei der Erstellung der Jahres- und Dreijahrespläne. 

(2) Der Beirat sichert das nationale und internationale wissenschaftliche 
Niveau. Er berät die Organe des BIFIE in der Wahrnehmung aller gesetzlichen 
Aufgaben. 

(2a) bis (6) ... (2a) bis (6) ... 
Unternehmenskonzept und Dreijahresplan  

§ 13. (1) Der Direktor oder die Direktorin des BIFIE hat bis 30. Juni 2017 
ein Unternehmenskonzept zu erstellen, welches die wesentlichen inhaltlich-
strategischen und organisatorischen Grundsätze (zB Führungsstrukturen, 
Unternehmenskultur, (Bildungs-)Forschungsstrategie, wissenschaftliche 
Ausrichtung, Kooperation mit anderen Forschungseinrichtungen ua.) zu enthalten 
hat. Das Unternehmenskonzept ist dem Aufsichtsrat und dem Beirat zur Prüfung 
und Bewertung vorzulegen und vom Aufsichtsrat nach dessen Genehmigung 
unter Anschluss allfälliger Bewertungen dem zuständigen Regierungsmitglied zur 
Genehmigung weiterzuleiten. 

 

(2) Der Direktor oder die Direktorin ist berechtigt, bei wesentlichen 
Änderungen der Rahmenbedingungen das Unternehmenskonzept zu ändern. 
Dabei ist Abs. 1 sinngemäß anzuwenden. 

 

(3) Der Direktor oder die Direktorin hat unter Berücksichtigung der 
Vorgaben des zuständigen Regierungsmitglieds jährlich einen Dreijahresplan 
(bestehend aus einem Arbeitsplan, einem Finanzplan sowie einem Personalplan) 
zu erstellen und dem Aufsichtsrat rechtzeitig vor Jahresende zur Prüfung 
vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat daraufhin den Dreijahresplan dem Beirat zur 
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Stellungnahme vorzulegen und diesen nach Genehmigung und unter Anschluss 
einer allfälligen Stellungnahme des Beirates an das zuständige 
Regierungsmitglied zur Genehmigung weiterzuleiten. 

§ 14. (1) Der Direktor oder die Direktorin hat dem Aufsichtsrat jährlich bis 
Ende September einen Jahresplan (für das kommende Jahr) und dem Aufsichtsrat 
sowie dem Beirat bis Ende Juni einen Jahresbericht (für das vergangene Jahr) zur 
Prüfung vorzulegen. Im Jahresplan sowie im Jahresbericht ist auf den jeweiligen 
Dreijahresplan (§ 13 Abs. 3) Bezug zu nehmen. 

§ 14. (1) Der Direktor oder die Direktorin hat dem Aufsichtsrat jährlich bis 
Ende September einen Jahresplan (für das kommende Jahr) und dem Aufsichtsrat 
sowie dem Beirat bis Ende Juni einen Jahresbericht (für das vergangene Jahr) zur 
Prüfung vorzulegen. Im Jahresplan sowie im Jahresbericht ist auf den jeweiligen 
Dreijahresplan (§ 13 Abs. 3) Bezug zu nehmen. 

 (1a) Anstelle des Jahresplans gemäß Abs. 1 hat die Direktorin oder der 
Direktor unter Berücksichtigung der Vorgaben des zuständigen 
Regierungsmitglieds und unter Zugrundelegung des letzterstellten 
Dreijahresplanes für den Zeitraum vom 1. Jänner 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 einen Übergangsplan zu erstellen. Dieser hat die laufenden Projekte sowie 
einen Arbeitsplan, einen Finanzplan und einen Personalplan zu enthalten. Der 
Übergangsplan ist dem Aufsichtsrat bis zum 30. September 2019 zur Prüfung 
vorzulegen. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
(4) Das Unternehmenskonzept gemäß § 13 Abs. 1 sowie die Pläne gemäß 

§ 13 Abs. 3 und § 14 Abs. 1 sind unter Beachtung der Prinzipien der Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit sowie der des § 16 Abs. 1 und 3 und 
unter Ausnutzung aller vorhandenen Rationalisierungs- und Synergiepotentiale zu 
erstellen. Bei der Erstellung sind weiters auf die Organisationsstrukturen des 
BIFIE, die vorhandenen Personal- und Sachmittel, die Investitionen und die 
Finanzsituation Bedacht zu nehmen. 

 

(5) ... (5) ... 
§ 16. (1) Der Bund, vertreten durch das zuständige Regierungsmitglied, 

leistet dem BIFIE für die Aufwendungen, die ihm in Erfüllung seiner im 
öffentlichen Interesse gelegenen Aufgaben gemäß § 2 entstehen, eine 
bedarfsorientierte Basiszuwendung in der Höhe von höchstens 12 Millionen Euro 
für das Jahr 2017, höchstens 11,6 Millionen Euro für das Jahr 2018 und höchstens 
11,2 Millionen Euro für das Jahr 2019. Die konkrete Festlegung der Höhe der 
bedarfsorientierten Basiszuwendung für die einzelnen Jahre hat vom zuständigen 
Regierungsmitglied im Zuge der Genehmigung der Dreijahrespläne nach 
Maßgabe der im jährlichen Bundesfinanzgesetz für diese Zwecke vorgesehenen 
Mittel insbesondere unter Berücksichtigung einer wirtschaftlichen, sparsamen 

§ 16. (1) Die konkrete Festlegung der Höhe der bedarfsorientierten 
Basiszuwendung für die einzelnen Jahre hat vom zuständigen Regierungsmitglied 
im Zuge der Genehmigung der Dreijahrespläne nach Maßgabe der im jährlichen 
Bundesfinanzgesetz für diese Zwecke vorgesehenen Mittel insbesondere unter 
Berücksichtigung einer wirtschaftlichen, sparsamen und zweckmäßigen 
Gebarung des BIFIE, allfälliger, unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der 
mit Wirksamkeit 1. Juli 2020 erfolgenden Eingliederung des BIFIE in das Institut 
des Bundes für Qualitätssicherung im österreichischen Schulwesen, erzielter 
Bilanzgewinne sowie vom BIFIE zu setzender organisations- und 
strukturverbessernder Maßnahmen der Effizienzsteigerung zu erfolgen. Die für 
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und zweckmäßigen Gebarung des BIFIE, allfälliger Bilanzgewinne sowie vom 
BIFIE zu setzender organisations- und strukturverbessernder Maßnahmen der 
Effizienzsteigerung zu erfolgen. Die für ein Kalenderjahr festgelegte 
Basiszuwendung ist sämtlichen Organen des BIFIE gemäß § 18 Abs. 1 
nachweislich zur Kenntnis zu bringen und dem genehmigten Dreijahresplan 
beizuschließen. 

ein Kalenderjahr festgelegte Basiszuwendung ist sämtlichen Organen des BIFIE 
gemäß § 18 Abs. 1 nachweislich zur Kenntnis zu bringen und dem genehmigten 
Dreijahresplan beizuschließen. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
§ 24. (1) und (2) ... § 24. (1) und (2) ... 
(3) Dem zuständigen Regierungsmitglied obliegt die Erlassung von 

Vorgaben für die Dreijahrespläne sowie die Genehmigung des 
Unternehmenskonzepts und der Dreijahrespläne. 

(3) Die Direktorin oder der Direktor hat in Angelegenheiten im Hinblick auf 
die Eingliederung des BIFIE in das Institut des Bundes für Qualitätssicherung im 
österreichischen Schulwesen schriftliche Weisungen des zuständigen 
Regierungsmitglieds zu befolgen. 

 (4) Änderungen betreffend das Entgelt von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern sowie betreffend Neuaufnahmen bedürfen der Zustimmung des 
zuständigen Regierungsmitglieds. 

§ 28. (1) bis (7) ... § 28. (1) bis (7) ... 
  (8) 1. Das Inhaltsverzeichnis, § 9 Abs. 5 Z 4, § 11 Abs. 6 Z 4, § 12 Abs. 2, 

§ 14 Abs. 1a, § 16 Abs. 1 sowie § 24 Abs. 3 und 4 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 treten mit dem der Kundmachung 
folgenden Tages in Kraft. 

  2. § 11 Abs. 6 Z 3, § 13 samt Überschrift und § 14 Abs. 4 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 treten mit dem der 
Kundmachung folgenden Tages außer Kraft. 

  3. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 30. Juni 2020 außer Kraft. 

 Die Eintragungen zum BIFIE sind amtswegig vom Landesgericht Salzburg als 
das für das BIFIE zuständige Firmenbuchgericht mit Wirksamkeit ab 1. Juli 2020 
aus dem Firmenbuch zu löschen. 
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